
Dr. Karl Lau (1895  –1973)
»Nur durch die Todesstrafe  

gerecht gesühnt«
Karl Lau, geboren am 14. Januar 1895 als Sohn eines Pastors  
in Weddingstedt in Schleswig-Holstein, diente als Soldat im Ersten 
Weltkrieg und gehörte 1919 dem Freikorps »Brigade Löwenfeld« an. 
Nach Abschluss seines Studiums wurde er zunächst Staatsanwalt  
in Hamburg, bevor er ab 1935 unter anderem als Mitglied eines Straf-
senats des Hanseatischen Oberlandesgerichts auch an der Verurtei-
lung politischer Gegnerinnen und Gegner des NS-Regimes beteiligt 
war. Bei Kriegsbeginn wurde Karl Lau zur Wehrmacht ein gezogen und 
ab April 1943 als Kriegsrichter beim Gericht der Division z. b. V. 410  
in Hamburg eingesetzt. Wenige Monate später kam er zum Gericht  
der Wehrmachtkommandantur Berlin. 

Nach dem Krieg kämpfte Karl Lau darum, wieder in seine alte Position 
als Oberlandesgerichtsrat in Hamburg zurückzukehren, was ihm  
1951 gelang. Die Staatsanwaltschaft beim Landgericht Berlin leitete 
1959 gegen ihn ein Ermittlungsverfahren wegen Rechtsbeugung  
und versuchten Totschlags ein. Während des schwebenden Verfahrens 
gab der 67-jährige Lau 1962 dem Druck der Hamburger Senatskom-
mission für die Justizverwaltung nach, auf sein Richteramt zu verzichten 
und mit vollen Bezügen in Pension zu gehen. Karl Lau starb am  
20. September 1973 in Reinbek bei Hamburg.
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Aufstellung der Richter am Gericht der Division z. b. V. 410, nicht datiert  
(Auszug).

Nach dieser Liste war Hauptmann Karl Lau vom 10. April bis zum 16. August 1943 
in Hamburg am Gericht der Division z. b. V. 410 als Richter tätig. Dort verkündete 
er im Mai 1943 sein erstes Todesurteil gegen einen Deserteur, den Obergefreiten 
Franz Krohn (siehe Tafel 39 in dieser Ausstellung). Die Argumentation Karl Laus 
in diesem Urteil war durch die Betonung des Abschreckungsgedankens geprägt. 
Die Desertion sei in einer Zeit geschehen, als »Millionen deutscher Soldaten im 
härtesten Verteidigungskampf für ihr Vaterland Leben und Gesundheit« einsetzten. 
Deshalb verdiene der Angeklagte »die härteste Verurteilung«.
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Herbert Falk, ca. 1940.

Herbert Falk (1911–1975), promovierter  Jurist 
und im Zivilberuf Rechtsanwalt, wurde im 
Herbst 1943 von Kriegsgerichtsrat Karl Lau 
am Gericht der Wehrmachtkommandantur 
Berlin zum Tode verurteilt. Er hatte bekundet, 
dass in Polen eine Kugel zu wenig weit ge-
flogen sei, nämlich die, die den »Führer« hätte 
treffen sollen. Diesen Satz wertete Karl Lau 
als »Zersetzung der Wehrkraft«, was »nur 
durch die Todesstrafe gerecht gesühnt« wer-
den könne. Das Urteil stützte sich im Wesent-
lichen auf Aussagen der damaligen Ehefrau 
Herbert Falks. Allerdings hatte der Richter  
sie nicht auf ihr Zeugnisverweigerungsrecht 
hingewiesen, weshalb es zwischen 1958 und 
1963 zu Ermittlungen gegen Karl Lau kam.

Privatbesitz Brigitte Diekmann, Gütersloh

Leserbrief im »Spiegel«, 10. September 1958.

Herbert Falk überlebte den Krieg, weil er im Wiederauf-
nahmeverfahren 1944 nicht erneut zum Tode, sondern zu 
einer Gefängnisstrafe verurteilt wurde. Als er durch den 
Leserbrief im »Spiegel« von der weiteren Verwendung Karl 
Laus als Oberlandesgerichtsrat erfuhr,  informierte er um-
gehend die Hamburger Justizbehörde über das ihm durch 
den Militärjuristen zugefügte Unrecht.
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Schreiben des Leitenden Regierungsdirektors Dr. Clemens an den Vor
sitzenden des Hamburgischen Richtervereins, 16. Mai 1962 (Auszug).

1962 beschloss die Hamburger Senatskommission für die Justizverwaltung,  
im Fall Lau und anderer NS-belasteter Richter und Staatsanwälte aktiv zu werden. 
Wegen seiner Mitwirkung an Todesurteilen sollte Karl Lau nahegelegt werden,  
bei vollen Bezügen den Dienst zu quittieren, worauf dieser schließlich einging. Seit 
Ende der 1950er-Jahre hatte sich die öffentliche Debatte über die »unge sühnte 
Nazijustiz« in der Bundesrepublik Deutschland verstärkt. Dies führte allerdings 
nicht zu einer umfassenden Aufarbeitung der NS-Justizverbrechen.

Staatsarchiv Hamburg, 241-2, A 3209, Teil 1, Bl. 189

Mitteilung an Herbert Falk über die Einstellung des Ermittlungsverfahrens 
gegen Karl Lau, 26. Februar 1963 (Auszug).

Mit diesem Schreiben war die »Affäre Lau« beendet: Herbert Falk erhielt 1963 
die Mitteilung, dass der Generalstaatsanwalt bei dem Landgericht Berlin das 
Ermittlungsverfahren gegen den ehemaligen Kriegsrichter wegen des Verdachts 
der Rechtsbeugung eingestellt hatte. Zwar bestätigte die Staatsanwaltschaft 
den dringenden Verdacht, allerdings sei eine Verfolgung dieser Straftat wegen 
Verjährung nicht mehr möglich. In der Bundesrepublik Deutschland ist kein 
 ehemaliger NS-Richter wegen Rechtsbeugung verurteilt worden.
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